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Datenschutzinformation 
zur Durchführung einer Personenüberprüfung durch das Bundeskriminalamt 

 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
nachfolgend erhalten Sie nähere Informationen zu der Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Rahmen der  
 

 Personenüberprüfung. 
 

 

 

An  der  aktuellen  Veranstaltung  nehmen  unter  anderem  Mitglieder  der  Verfassungsorgane  des  Bundes 
und/oder Gäste dieser Verfassungsorgane aus anderen Staaten teil. Der Schutz vorgenannter Personen ist 
gem. § 6 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 BKAG eine gesetzliche Aufgabe des Bundeskriminalamtes (BKA). 
Vor dem Hintergrund der Erfüllung dieses gesetzlichen Schutzauftrages erhebt das BKA im Rahmen einer 
Personenüberprüfung  personenbezogene  Daten  derjenigen,  die  im  Rahmen  der  Veranstaltung  in  die 
räumliche Nähe der vom BKA zu schützenden Personen bzw. in deren Aufenthaltsräume gelangen oder 
gelangen  könnten.  Mit  der  Datenerhebung  verfolgt  das  BKA  das  Ziel,  mögliche  Gefahrenquellen 
festzustellen und erforderlichenfalls geeignete gefahrenabwehrende Maßnahmen zu treffen. 
Die Befugnis zur Datenerhebung folgt aus § 9 Abs. 2 und 3 BKAG i.V.m. § 6 Abs. 1 BKAG. Hiernach kann das 
BKA personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur Erfüllung seiner Schutzaufgaben erforderlich ist. Die 
personenbezogenen Daten sind offen und grundsätzlich bei der betroffenen Person zu erheben. Sie können 
bei anderen öffentlichen oder bei nichtöffentlichen Stellen erhoben werden, wenn die Erhebung bei der 
betroffenen Person nicht möglich ist oder hierdurch die Erfüllung der dem BKA obliegenden Aufgaben nach 
§ 9 Abs. 1 S. 1 BKAG gefährdet oder erheblich erschwert würde.  
Eine Einwilligung der Betroffenen in die Datenerhebung setzt die Befugnisnorm nicht voraus. 
Vor Veranstaltungsbeginn erhalten Sie ein sogenanntes Auftaktschreiben, in welchem die Veranstaltenden 
durch  das  BKA  um  Herausgabe  personenbezogener  Daten  (Name,  Vorname,  Geburtsdatum,  Geburtsort, 
Firma, Funktion, Einsatzort und ggf. Bewacher-ID) der Mitarbeitenden/Gäste gebeten werden. Aufgrund 
der mit  dem  vorgenannten  Schreiben  einhergehenden  Anordnung  der  sofortigen  Vollziehung  sind  
Sie grundsätzlich  zur  Auskunft  verpflichtet,  es  sei  denn,  Sie  können  Auskunfts-  
oder Zeugnisverweigerungsrechte  gem.  §§  52-55  StPO  geltend  machen.  In  diesem  Falle  steht  es  Ihnen  
frei betreffende Daten herauszugeben. Ein Zutritt zu  der Veranstaltung ohne Überprüfung ist  
grundsätzlich nicht möglich.  
Anmerkung: Hier entfällt das Auftaktschreiben, die personenbezogenen Daten werden bereits bei der Online-Anmeldung abgefragt.  
1. Verfahren 
Im Rahmen der Personenüberprüfung kann das BKA nach eigenem Ermessen im Rahmen des § 16 Abs.°4 
S.°1  BKAG  die  erhobenen  personenbezogenen  Daten  für  einen  Abgleich  im  polizeilichen 
Informationsverbund  verarbeiten.  Zudem  kann  das  BKA  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  die 
personenbezogenen  Daten  zum  Datenabgleich  an  die  Polizeien  der  Länder  oder  andere  Behörden  und 
sonstige öffentliche Stellen gem. § 25 BKAG übermitteln.  
 
2. Mitteilung des Ergebnisses und dessen Nutzung 
Nach Abschluss der Personenüberprüfung werden Erkenntnisse aus polizeilichen Informationssystemen 
grundsätzlich ausschließlich an beteiligte BKA-Mitarbeitende übermittelt. Eine Übermittlung erforderlicher 
personenbezogener Daten (Vor- und Nachname) gem. § 25 Abs. 3 BKAG i.V.m. § 12 Abs, 2 Nr. 1 lit. c BKAG 
können zum Zwecke der Unterstützung des Schutzauftrages des BKA in Einzelfällen auch an 
nichtöffentliche Stelle weitergegeben werden. Die empfangende Stelle verpflichtet sich schriftlich, die 
Daten ausschließlich zweckgebunden zu verwenden. Anlass, Inhalt, Empfangende und der Tag der 
Übermittlung werden gem. §°25 Abs. 3 BKAG dokumentiert und am Ende des Jahres der Datenweitergabe 
gelöscht. Polizeiliche Informationen werden nicht an Dritte (Veranstalter, Zulieferer der 
personenbezogenen Daten etc.) weitergegeben.  
 



 

 

 
3. Speicherung Ihrer Daten 
Die personenbezogenen Daten werden zur Aufgabenwahrnehmung gem. § 16 Abs. 1 BKAG ein Jahr lang 
nach dem letzten Veranstaltungstag vorgehalten, sofern keine über den Zeitraum hinausgehende 
Weiterverarbeitung gem. §§ 16 Abs. 1 i.V.m.12 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 S. 1 BKAG erforderlich ist oder 
Dokumentationspflichten gem. § 25 Abs. 3 BKAG der Löschung entgegenstehen. 
 
4. Datenschutzrechte  
Jede natürliche Person hat gem. § 84 BKAG. i.V.m. §§ 57, 58 BDSG das Recht, sich an das BKA zu wenden um 
zu erfahren, ob und wenn ja, welche Daten über sie/ihn gespeichert sind. Juristische Personen haben keinen 
Auskunftsanspruch, da sie nicht Betroffene im Sinne des Datenschutzrechts sein können. 

Darüber hinaus hat jede natürliche Person gem. § 58 BDSG das Recht, von dem Verantwortlichen 
unverzüglich die Berichtigung, die Löschung sowie die Einschränkung der Verarbeitung sie betreffender 
Daten zu verlangen. 
Diese Rechte gelten auch dann, wenn Landesbehörden die Daten im polizeilichen Informationssystem 
(INPOL) eingepflegt haben, gem. § 84 Abs. 1 BKAG. Entsprechend der im polizeilichen Informationssystem 
geteilten datenschutzrechtlichen Verantwortung entscheidet das BKA über diesen Antrag im Einvernehmen 
mit der Stelle, welche die Verantwortung für die Speicherung der personenbezogenen Daten nach § 31 
Abs.°2 BKAG trägt. 
In Ausprägung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung ist eine Ausübung dieser Rechte nur über 
eigene Daten der/des Betroffenen möglich. Ein Antrag durch Dritte ist ausschließlich bevollmächtigten 
Personen vorbehalten.  
Weitere Informationen hierzu können Sie im Internet auf der Seite www.bka.de unter dem Punkt 
„Auskunftserteilung zu Speicherungen in polizeilichen Dateien“ einsehen.  
 
Zur Wahrnehmung ihrer Rechte können sich betroffene Personen an den behördlichen 
Datenschutzbeauftragten wenden. Diesen erreichen Sie unter: 
 
Bundeskriminalamt 
- Der Datenschutzbeauftragte - 
65173 Wiesbaden 
 
Hinsichtlich der Datenverarbeitung besteht ein Beschwerderecht bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
nach § 60 BDSG. Zuständige Aufsichtsbehörde ist: 
 
Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Graurheindorfer Str. 153 
53117 Bonn 
Telefon: +49(0)228 997799-0 
E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de 
 
 
 
Vorliegendes Schreiben dient ausschließlich der Datenschutzinformation und entfaltet keine 
Rechtswirkung. 


